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Nationalrat
Frühjahrssession 2022 

Strassenverkehrsgesetz (SVG)

Änderung vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 17. November 20211,
beschliesst:

1	BBl 2021 3026
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

I

Das Strassenverkehrsgesetz vom 19. Dezem-
ber 19582 wird wie folgt geändert:

Ersatz von Ausdrücken

Betrifft nur den italienischen Text.

Art. 2 Abs. 2 zweiter Satz

2 ... 
 
                                                         ... Der 
Bundesrat regelt die Einzelheiten und legt die 
Ausnahmen fest.

2	SR 741.01

I

Art. 2
1 Der Bundesrat ist ermächtigt, nach Anhören 
der Kantone:
a.	 Strassen, die für den allgemeinen Durch-

gangsverkehr notwendig sind, mit oder 
ohne Einschränkungen für den Motorfahr-
zeug- und Fahrradverkehr offen zu erklä-
ren;

b.	 für alle oder einzelne Arten von Motorfahr-
zeugen zeitliche, für die ganze Schweiz 
geltende Fahrverbote zu erlassen;

c.	 ...
2 Für schwere Motorwagen zur Güterbeförde-
rung gilt ein Nachtfahrverbot von 22.00 Uhr bis 
05.00 Uhr und ein Sonntagsfahrverbot. Der 
Bundesrat regelt die Einzelheiten.

3 Der Bundesrat erlässt ein Verzeichnis der nur 
für Motorfahrzeuge offenen Strassen. Er be-
zeichnet, soweit nicht die Bundesversammlung 
zuständig ist, diese Strassen nach Anhören 
oder auf Antrag der beteiligten Kantone. Er 
bestimmt, welche Arten von Motorfahrzeugen 
auf solchen Strassen verkehren dürfen.
3bis Das Bundesamt für Strassen (ASTRA) 
verfügt die Massnahmen der örtlichen 
Verkehrsregelung auf den Nationalstrassen. 
Zur Beschwerde gegen solche Verfügungen 
sind auch die Gemeinden berechtigt, sofern 
Verkehrsmassnahmen auf ihrem Gebiet ange-
ordnet werden.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

Art. 6a Abs. 2 und 4

2 Aufgehoben 
 

4 Der Bund und jeder Kanton ernennen eine 
Ansprechperson für die Belange der Verkehrs-
sicherheit (Sicherheitsbeauftragter).

Art. 9 Abs. 2bis und 3bis erster Satz

4 Soweit es für das Militär oder den Zivilschutz 
nötig ist, kann der Verkehr auf bestimmten 
Strassen vorübergehend beschränkt oder ge-
sperrt werden. Der Bundesrat bezeichnet die 
dafür zuständigen Stellen des Militärs und des 
Zivilschutzes. Sie nehmen vor ihrem Entscheid 
mit den kantonalen Behörden Rücksprache.
5 Für Strassen im Eigentum des Bundes be-
stimmen die vom Bundesrat bezeichneten 
Bundesbehörden, ob und unter welchen Bedin-
gungen der öffentliche Verkehr gestattet ist. Sie 
stellen die erforderlichen Signale auf.

Art. 6a
1 Bund, Kantone und Gemeinden tragen bei 
Planung, Bau, Unterhalt und Betrieb der 
Strasseninfrastruktur den Anliegen der 
Verkehrssicherheit angemessen Rechnung.
2 Der Bund erlässt in Zusammenarbeit mit den 
Kantonen Vorschriften über die bauliche 
Ausgestaltung von Fussgängerstreifen.
3 Bund, Kantone und Gemeinden analysieren 
ihr Strassennetz auf Unfallschwerpunkte und 
Gefahrenstellen und erarbeiten eine Planung 
zu deren Behebung.
4 Bund und Kantone ernennen eine für den 
Verkehrssicherheitsbereich verantwortliche 
Ansprechperson (Sicherheitsbeauftragter).

Art. 9
1 Das höchstzulässige Gewicht für Fahrzeuge 
oder Fahrzeugkombinationen beträgt 40 t, im 
kombinierten Verkehr 44 t; die maximal zulässi-
ge Höhe beträgt 4 m und die maximal zulässi-
ge Breite 2,55 m beziehungsweise für klimati-
sierte Fahrzeuge 2,6 m. Die Höchstlänge für 
Fahrzeugkombinationen beträgt 18,75 m.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

2bis Er kann eine Überschreitung des höchstzu-
lässigen Gewichts und der Höchstlänge zulas-
sen für Fahrzeuge und Fahrzeugkombinatio-
nen, die spezielle Bau- und 
Ausrüstungsmerkmale zugunsten der Umwelt 
aufweisen. Die zulässige Überschreitung ent-
spricht maximal dem für diese Merkmale erfor-
derlichen Mehrgewicht oder der dafür erforder-
lichen Zusatzlänge. Die Ladekapazität darf 
dadurch nicht erhöht werden.
3bis Auf Gesuch des Fahrzeughalters kann das 
zugelassene Gesamtgewicht eines Motorfahr-
zeuges oder eines Anhängers verändert wer-
den. ... 
 
 

Art. 15a Abs. 3 erster Satz und 4

1bis Der Bundesrat erlässt Vorschriften über 
Ausmasse und Gewichte der Motorfahrzeuge 
und ihrer Anhänger. Dabei trägt er den 
Interessen der Verkehrssicherheit, der 
Wirtschaft und der Umwelt Rechnung und 
berücksichtigt internationale Regelungen.
2 Er setzt die Achslast sowie ein angemesse-
nes Verhältnis zwischen der Motorleistung und 
dem Gesamtgewicht des Fahrzeuges bezie
hungsweise der Fahrzeugkombination fest.

3bis Auf Gesuch des Fahrzeughalters kann das 
zugelassene Gesamtgewicht eines Motorfahr-
zeuges oder eines Anhängers verändert wer-
den, jedoch höchstens einmal jährlich oder 
anlässlich eines Halterwechsels. Die Gewichts-
garantien des Fahrzeugherstellers dürfen nicht 
überschritten werden..
4 Signalisierte Beschränkungen der Breite, der 
Höhe, des Gewichtes und der Achslast der 
Fahrzeuge bleiben in jedem Fall vorbehalten.

Art. 15a
1 Der erstmals erworbene Führerausweis für 
Motorräder und Motorwagen wird zunächst auf 
Probe erteilt. Die Probezeit beträgt drei Jahre.
2 Er wird erteilt, wenn der Bewerber:
a.	 die vorgeschriebene Ausbildung besucht 

hat; und
b.	 die praktische Führerprüfung bestanden 

hat.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

3 Wird dem Inhaber der Führerausweis auf 
Probe wegen Begehung einer mittelschweren 
oder schweren Widerhandlung entzogen, so 
wird die Probezeit um ein Jahr verlängert. ... 
 

4 Der Führerausweis auf Probe verfällt, wenn 
der Inhaber während der Probezeit eine weite-
re mittelschwere oder schwere Widerhandlung 
begeht.

Art. 16 Abs. 2

2bis Inhaber des Führerausweises auf Probe 
müssen Weiterbildungskurse besuchen. Die 
Kurse sollen die Erkennung und Vermeidung 
von Gefahren und umweltschonendes Fahren 
vermitteln und sind in erster Linie praktisch 
auszurichten. Der Bundesrat legt Inhalt und 
Form der Weiterbildungskurse fest.
3 Wird dem Inhaber der Ausweis auf Probe 
wegen einer Widerhandlung entzogen, so wird 
die Probezeit um ein Jahr verlängert. Dauert 
der Entzug über die Probezeit hinaus, so be-
ginnt die Verlängerung mit der Rückgabe des 
Führerausweises.
4 Der Führerausweis auf Probe verfällt mit der 
zweiten Widerhandlung, die zum Entzug des 
Ausweises führt.

5 Ein neuer Lernfahrausweis kann frühestens 
ein Jahr nach Begehung der Widerhandlung 
und nur auf Grund eines verkehrspsychologi-
schen Gutachtens erteilt werden, das die Eig-
nung bejaht. Diese Frist wird um ein Jahr ver-
längert, wenn die betroffene Person während 
dieser Zeit ein Motorrad oder einen Motorwa-
gen geführt hat.
6 Nach erneutem Bestehen der Führerprüfung 
wird ein neuer Führerausweis auf Probe erteilt.

Art. 16 Art. 16
1 Ausweise und Bewilligungen sind zu entzie-
hen, wenn festgestellt wird, dass die gesetzli-
chen Voraussetzungen zur Erteilung nicht oder 
nicht mehr bestehen; sie können entzogen 
werden, wenn die mit der Erteilung im Einzelfall 
verbundenen Beschränkungen oder Auflagen 
missachtet werden.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

2 Nach Widerhandlungen gegen die Strassen-
verkehrsvorschriften, bei denen das Verfahren 
nach dem Ordnungsbussengesetz vom 
18. März 20163 ausgeschlossen ist, wird der 
Lernfahr- oder Führerausweis entzogen oder 
eine Verwarnung ausgesprochen.

3	SR 314.1

2 Nach Widerhandlungen gegen die Strassen-
verkehrsvorschriften, bei denen das Verfahren 
nach dem Ordnungsbussengesetz vom 
24. Juni 1970 ausgeschlossen ist, wird der 
Lernfahr- oder Führerausweis entzogen oder 
eine Verwarnung ausgesprochen.
3 Bei der Festsetzung der Dauer des Lernfahr- 
oder Führerausweisentzugs sind die Umstände 
des Einzelfalls zu berücksichtigen, namentlich 
die Gefährdung der Verkehrssicherheit, das 
Verschulden, der Leumund als Motorfahrzeug-
führer sowie die berufliche Notwendigkeit, ein 
Motorfahrzeug zu führen. Die Mindestentzugs-
dauer darf jedoch nicht unterschritten werden, 
ausser wenn die Strafe nach Artikel 100 Ziffer 4 
dritter Satz gemildert wurde.
4 Der Fahrzeugausweis kann auf angemessene 
Dauer entzogen werden:
a.	 wenn Ausweis oder Kontrollschilder miss-

bräuchlich verwendet wurden;
b.	 solange die Verkehrssteuern oder -gebüh-

ren für Fahrzeuge desselben Halters nicht 
entrichtet sind.

5 Der Fahrzeugausweis wird entzogen, wenn:
a.	 die gegebenenfalls nach dem Schwerver-

kehrsabgabegesetz vom 19. Dezember 
1997 für das Fahrzeug geschuldete Abgabe 
oder die geschuldeten Sicherheitsleistun-
gen nicht bezahlt und der Halter erfolglos 
gemahnt worden ist; oder

b.	 das Fahrzeug nicht mit dem vorgeschriebe-
nen Erfassungsgerät zur Abgabeerhebung 
ausgerüstet ist

Minderheit (Bregy, Giezendanner,  
Heimgartner, Quadri, Romano, Rutz Gregor, 
Sollberger, Umbricht Pieren, Wobmann)

Mehrheit

⁶ Auf einen Entzug des Führerausweises auf-
grund Artikel 16 bis 16cbis kann verzichtet wer-
den, sofern der betroffenen Person der Führer-
ausweis noch nie entzogen worden oder diese 
an dessen Stelle verwarnt worden ist. In jedem 
Fall ist eine Verwarnung auszusprechen.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

Art. 16c Abs. 2 Bst. abis

2 Nach einer schweren Widerhandlung wird der 
Lernfahr- oder Führerausweis entzogen für:

Art. 16c Art. 16c
1 Eine schwere Widerhandlung begeht, wer:
a.	 durch grobe Verletzung von Verkehrsregeln 

eine ernstliche Gefahr für die Sicherheit 
anderer hervorruft oder in Kauf nimmt;

b.	 in angetrunkenem Zustand mit einer qualifi-
zierten Atemalkohol- oder Blutalkoholkon-
zentration (Art. 55 Abs. 6) ein Motorfahr-
zeug lenkt;

c.	 wegen Betäubungs- oder Arzneimittelein-
fluss oder aus anderen Gründen fahrunfä-
hig ist und in diesem Zustand ein Motor
fahrzeug führt;

d.	 sich vorsätzlich einer Blutprobe, einer Ate-
malkoholprobe oder einer anderen vom 
Bundesrat geregelten Voruntersuchung, die 
angeordnet wurde oder mit deren Anord-
nung gerechnet werden muss, oder einer 
zusätzlichen ärztlichen Untersuchung wi
dersetzt oder entzieht oder den Zweck 
dieser Massnahmen vereitelt;

e.	 nach Verletzung oder Tötung eines Men-
schen die Flucht ergreift;

f.	 ein Motorfahrzeug trotz Ausweisentzug 
führt.

2 Nach einer schweren Widerhandlung wird der 
Lernfahr- oder Führerausweis entzogen für:

2 ...

a.	 mindestens drei Monate;
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

abis. mindestens zwölf Monate, wenn 
der Ausweisinhaber elementare 
Verkehrsregeln vorsätzlich in 
einem Ausmass verletzt hat, das 
ein hohes Risiko eines Unfalls mit 
Schwerverletzten oder Todesop-
fern bewirkte, namentlich durch 
waghalsiges Überholen, Teilnah-
me an einem nicht bewilligten 
Rennen mit Motorfahrzeugen 
oder besonders krasse Missach-
tung der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit im Sinn von Arti-
kel 90 Absatz 4;

Minderheit I (Pasquier, Aebischer 
Matthias, Graf-Litscher, Piller  
Carrard, Pult, Schaffner, Schlatter, 
Storni, Töngi, Trede)

Mehrheit Minderheit II (Aebischer Matthias, 
Graf-Litscher, Pasquier, Pult, Schaff-
ner, Schlatter, Storni, Töngi, Trede)

abis. mindestens zwei Jahre, wenn 
durch vorsätzliche Verletzung ele-
mentarer Verkehrsregeln das hohe 
Risiko eines Unfalls mit Schwerver-
letzten oder Todesopfern bestand, 
namentlich durch besonders krasse 
Missachtung der zulässigen Höchst-
geschwindigkeit, waghalsiges Über-
holen oder Teilnahme an einem nicht 
bewilligten Rennen mit Motorfahrzeu-
gen; Artikel 90 Absatz 4 ist anwend-
bar;

abis. mindestens sechs Monate, wenn 
...

abis. Gemäss geltendem Rechtabis. mindestens 18 Monate, wenn ...

b.	 mindestens sechs Monate, wenn 
in den vorangegangenen fünf 
Jahren der Ausweis einmal we-
gen einer mittelschweren Wider-
handlung entzogen war;

c.	 mindestens zwölf Monate, wenn 
in den vorangegangenen fünf 
Jahren der Ausweis einmal we-
gen einer schweren Widerhand-
lung oder zweimal wegen mittel-
schweren Widerhandlungen 
entzogen war;
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

d.	 unbestimmte Zeit, mindestens aber für zwei 
Jahre, wenn in den vorangegangenen zehn 
Jahren der Ausweis zweimal wegen schwe-
ren Widerhandlungen oder dreimal wegen 
mindestens mittelschweren Widerhandlun-
gen entzogen war; auf diese Massnahme 
wird verzichtet, wenn die betroffene Person 
während mindestens fünf Jahren nach 
Ablauf eines Ausweisentzugs keine Wider-
handlung, für die eine Administrativ-
massnahme ausgesprochen wurde, began-
gen hat;

e.	 immer, wenn in den vorangegangenen fünf 
Jahren der Ausweis nach Buchstabe d oder 
Artikel 16b Absatz 2 Buchstabe e entzogen 
war.

3 Die Dauer des Ausweisentzugs wegen einer 
Widerhandlung nach Absatz 1 Buchstabe f tritt 
an die Stelle der noch verbleibenden Dauer 
des laufenden Entzugs.
4 Hat die betroffene Person trotz eines Entzugs 
nach Artikel 16d ein Motorfahrzeug geführt, so 
wird eine Sperrfrist verfügt; diese entspricht der 
für die Widerhandlung vorgesehenen Mindest-
entzugsdauer.

(Fassung gemäss Änderung vom 15.06.2012, 
siehe AS 2012 6291; noch nicht in Kraft getre-
ten:

Minderheit (Schlatter, ...)Mehrheit
Art. 16e
Nachschulung bei Führerausweisentzug (siehe Ziff. IV Abs. 3)

Art. 16e
Aufgehoben

¹ Eine Person muss eine von den Behörden 
anerkannte Nachschulung besuchen, wenn ihr 
der Führerausweis entzogen worden ist:
a.	 für mindestens sechs Monate wegen wie-

derholter verkehrsgefährdender Widerhand-
lungen;

b.	 wegen Fahrens in angetrunkenem Zustand 
mit einer qualifizierten Atemalkohol- oder 
Blutalkoholkonzentration;
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

Art. 17a4

Aufgehoben 

4	AS 2012 6291, hier 6297; noch nicht in Kraft

c.	 wegen wiederholten Fahrens in angetrun-
kenem Zustand mit einer nicht qualifizierten 
Atemalkohol- oder Blutalkoholkonzentrati-
on;

d.	 wegen wiederholten Verstosses gegen das 
Verbot, unter Alkoholeinfluss zu fahren (Art. 
31 Abs. 2bis);

e.	 wegen Fahrens unter dem Einfluss von 
Betäubungsmitteln.

² Die Entzugsdauer verlängert sich so lange, 
bis der Besuch der Nachschulung nachgewie-
sen wurde. Der Bundesrat kann Ausnahmen 
vorsehen.)

Art. 17a
Datenaufzeichnungsgeräte und Alkohol-Weg-
fahrsperren

Art. 17a

Minderheit (Schaffner, Aebischer Matthias, 
Christ, Graf-Litscher, Pasquier, Pult, Schlatter, 
Storni, Töngi, Trede)

Mehrheit

¹ Wird der Lernfahr- oder Führerausweis wegen 
Überschreitens der zulässigen Höchstge-
schwindigkeit oder Nichtanpassung der  
Geschwindigkeit an die Verkehrsverhältnisse 
für mindestens zwölf Monate oder auf unbe-
stimmte Zeit entzogen, so darf die betroffene 
Person nach Ablauf des Entzugs während fünf 
Jahren nur Fahrzeuge führen, die mit einem 
behördlich anerkannten Datenaufzeichnungs-
gerät ausgerüstet sind.

¹ Gemäss geltendem Recht

² Wird der Lernfahr- oder Führerausweis wegen 
wiederholten Fahrens in angetrunkenem Zu-
stand auf unbestimmte Zeit entzogen, so darf 
die betroffene Person nach Ablauf des Entzugs 
während fünf Jahren nicht unter Alkoholeinfluss 
fahren und darf nur Fahrzeuge führen, die mit 
einer Alkohol-Wegfahrsperre ausgerüstet sind.

² Gemäss geltendem Recht
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(Mehrheit) (Minderheit (Schaffner, ...))

Art. 25 Abs. 2 Bst. i5

Aufgehoben
5	AS 2012 6291, hier 6299; noch nicht in Kraft

³ Die kantonale Behörde kann in begründeten 
Ausnahmenfällen das Führen eines Fahrzeugs 
bewilligen, das nicht mit einem Datenaufzeich-
nungsgerät oder einer Alkohol-Wegfahrsperre 
ausgerüstet ist. Sie ordnet Ersatzmassnahmen 
an.

³ Gemäss geltendem Recht, aber: 
                                                                ... 
bewilligen, das nicht mit einer Alkohol-Wegfahr-
sperre ausgerüstet ist. Sie ordnet ...

⁴ Der Ausweis ist wieder zu entziehen, wenn 
festgestellt wird, dass die Auflagen missachtet 
worden sind. 

⁴ Gemäss geltendem Recht

⁵ Die mittels Datenaufzeichnungsgerät oder 
Alkohol-Wegfahrsperre erhobenen Daten dür-
fen verwendet werden:

5 Die mittels Alkohol-Wegfahrsperre erhobenen 
Daten dürfen verwendet werden:

a.	 zur Kontrolle, ob die erlaubte Geschwindig-
keit eingehalten wird, beziehungsweise zur 
Kontrolle der Einhaltung des Verbots, unter 
Alkoholeinfluss zu fahren; 

b.	 zur Abklärung von Unfällen; 
c.	 zur Kontrolle der Funktionstüchtigkeit des 

Geräts. 

a.	 zur Kontrolle der Einhaltung des Verbots, 
unter Alkoholeinfluss zu fahren;  
 

b.	 gemäss geltendem Recht
c.	 gemäss geltendem Recht

⁶ Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die 
Anforderungen an die Geräte und deren Kont-
rolle. Er regelt insbesondere:

⁶ Gemäss geltendem Recht
(siehe Art. 99 Abs. 1 Bst. i und j)

a.	 die Verantwortung für die Datenbearbei-
tung; 

b.	 den Katalog der zu erfassenden Daten und 
deren Aufbewahrungsfristen; 

c.	 das Meldeverfahren; 
d.	 die Zusammenarbeit mit den betroffenen 

Behörden und Organisationen
e.	 die Behörden, denen Daten im Einzelfall 

bekannt gegebenwerden können; 
f.	 die Datenberichtigung; 
g.	 die Datensicherheit.

Siehe Art. 25
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Art. 25 Abs. 2bis

² ...

Art. 25
Ergänzung der Zulassungsvorschriften
1 Der Bundesrat kann die nachstehenden Fahr-
zeugarten und deren Anhänger sowie ihre 
Führer ganz oder teilweise von den 
Bestimmungen dieses Titels ausnehmen und 
nötigenfalls ergänzende Vorschriften für sie 
aufstellen:
a.	 Fahrräder mit Hilfsmotor, Motorhandwagen 

und andere Fahrzeuge von geringer Motor-
kraft oder Geschwindigkeit sowie solche, 
die selten auf öffentlichen Strassen verwen-
det werden;

b.	 Motorfahrzeuge im Dienste des Militärs;
c.	 Landwirtschaftstraktoren mit beschränkter 

Geschwindigkeit sowie landwirtschaftliche 
Anhängewagen;

d.	 Arbeitsmaschinen und Motorkarren.
2 Der Bundesrat erlässt Vorschriften über:
a.	 Lichter und Rückstrahler der motorlosen 

Strassenfahrzeuge;
b.	 ausländische Motorfahrzeuge und Fahrrä-

der und ihre Führer sowie internationale 
Fahrzeug- und Führerausweise;

c.	 die Fahrlehrer und ihre Fahrzeuge;
d.	 Ausweise und Kontrollschilder, inbegriffen 

kurzfristig gültige für geprüfte oder nicht 
geprüfte Motorfahrzeuge und Anhänger 
sowie für Unternehmen des Motorfahrzeug-
gewerbes;

e.	 Kennzeichnung besonderer Fahrzeuge;
f.	 besondere Warnsignale, die den Fahrzeu-

gen der Feuerwehr, der Sanität, der Polizei 
und des Zolls, sofern diese für polizeiliche 
Aufgaben eingesetzt werden, vorbehalten 
sind, sowie Warnsignale der Fahrzeuge der 
konzessionierten Transportunternehmen 
auf Bergpoststrassen;

g.	 Reklamen an Motorfahrzeugen;

e-parl 15.02.2022 10:34



-  13  -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

i.	 Aufgehoben

2bis Anstelle von Geräten nach Absatz 2 Buch-
stabe i kann der Bundesrat zur Aufzeichnung 
andere Hilfsmittel wie elektronische Program-
me auf mobilen Einheiten erlauben und die 
entsprechenden Voraussetzungen und Anfor-
derungen festlegen.

h.	 ...
i.	 Geräte zur Aufzeichnung der Fahrzeit, der 

Geschwindigkeit und dergleichen; er 
schreibt solche Einrichtungen namentlich 
zur Kontrolle der Arbeitszeit berufsmässiger 
Motorfahrzeugführer vor. 

3 Der Bundesrat stellt nach Anhören der Kanto-
ne Vorschriften auf über:
a.	 Mindestanforderungen, denen Motorfahr-

zeugführer in körperlicher und psychischer 
Hinsicht genügen müssen;

b.	 Durchführung der Fahrzeug- und Führer-
prüfungen;

c.	 Mindestanforderungen an die Sachverstän-
digen, welche die Prüfungen abnehmen;

d.	 Vermieten von Motorfahrzeugen an Selbst-
fahrer;

e.	 Inhalt und Umfang der Fahreignungsunter-
suchung sowie das Vorgehen bei Zweifels-
fällen;

f. 	 Mindestanforderungen an die Personen, die 
Fahreignungsuntersuchungen durchführen, 
an das Untersuchungsverfahren und an die 
Qualitätssicherung.

3bis ...
4 ...
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IIa. Titel: Fahrzeuge mit einem 
Automatisierungssystem

Art. 25a
Begriff
Fahrzeuge mit einem Automatisierungssystem 
sind Fahrzeuge, die in der Lage sind, die 
Fahraufgaben des Fahrzeugführers zumindest 
unter bestimmten Bedingungen dauerhaft und 
umfassend zu übernehmen.

Art. 25b
Befreiung des Fahrzeugführers von seinen 
Pflichten
1 Der Bundesrat regelt, unter welchen Voraus-
setzungen und in welchem Umfang der Führer 
eines Fahrzeugs mit einem Automatisierungs-
system von seinen Pflichten nach Artikel 31 
Absatz 1 befreit wird.
2 Er kann vorsehen, dass Fahrzeuge mit einem 
Automatisierungssystem auf Parkierungsflä-
chen, die vom übrigen Verkehr sowie den für 
Fussgänger und Radfahrer bestimmten Ver-
kehrsflächen abgegrenzt sind, ohne Anwesen-
heit des Fahrzeugführers manövrieren dürfen. 
Er regelt die Voraussetzungen sowie die Anfor-
derungen an solche Parkierungsflächen.

Art. 25c
Führerlose Fahrzeuge auf bestimmten Fahr-
strecken
1 Fahrzeuge mit einem Automatisierungssys-
tem, die keinen Fahrzeugführer benötigen, 
dürfen nur auf festgelegten Fahrstrecken zuge-
lassen werden und müssen durch einen Ope-
rator beaufsichtigt werden.

Art. 25c
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2 Der Bundesrat regelt die weiteren Zulas-
sungs- und Verwendungsvoraussetzungen, 
das Zulassungsverfahren sowie die Rechte 
und Pflichten der Operatoren.
3 Der Zulassungskanton (Art. 22) legt die Fahr-
strecken und allfällige weitergehende Bedin-
gungen, unter denen ein führerloses Fahrzeug 
auf diesen Stecken zum Einsatz kommen darf, 
im Einzelfall fest. Bei kantonsübergreifenden 
Strecken verständigt er sich mit den betroffe-
nen Kantonen, bei Strecken auf Nationalstra-
ssen mit dem ASTRA.

Art. 25d
Führerlose Fahrzeuge mit geringen Dimensio-
nen und niedriger Geschwindigkeit
1 Der Bundesrat kann vorsehen, dass Fahrzeu-
ge mit geringen Dimensionen und niedriger 
Geschwindigkeit, die keinen Fahrzeugführer 
benötigen, auch ohne Festlegung bestimmter 
Fahrstrecken zugelassen werden können, und 
den Operator solcher Fahrzeuge von bestimm-
ten Pflichten befreien. Er regelt die Zulas-
sungs- und die Verwendungsvoraussetzungen 
sowie das Zulassungsverfahren.
2 Der Zulassungskanton holt das Einverständ-
nis jener Kantone ein, auf deren Gebiet die 
Fahrzeuge verwendet werden.

Minderheit (Schlatter, Aebischer Matthias, 
Graf-Litscher, Pasquier, Piller Carrard,  
Töngi, Trede)

Mehrheit

1bis	 Festlegungen sind zu beschränken auf:
-	 Autobahnen oder Autostrassen;
-	 Nebenstrassen mit geringem Langsam-

verkehrsaufkommen.

Minderheit (Schlatter, Aebischer Matthias, 
Graf-Litscher, Pasquier, Piller Carrard,  
Storni, Töngi, Trede)

Mehrheit

Art. 25d Streichen
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Art. 25e
Gemeinsame Bestimmungen
1 Im Rahmen einer Regelung nach den Artikeln 
25b–25d stellt der Bundesrat sicher, dass die 
Verkehrssicherheit aller Strassenbenützer nicht 
beeinträchtigt wird, dass die Verkehrsregeln 
beachtet werden können und dass die Automa-
tisierungssysteme Daten nur dann bearbeiten 
können, wenn deren Richtigkeit und Integrität 
gewährleistet ist.
2 Fahrzeuge mit einem Automatisierungssys-
tem müssen mit einem Fahrmodusspeicher 
ausgerüstet sein.
3 Automatisierungssystem und Fahrmodusspei-
cher müssen gegen unbefugten Zugriff ge-
schützt sein.

Art. 25f
Anforderungen an den Fahrmodusspeicher
1 Der Fahrmodusspeicher darf nicht deaktivier-
bar sein.
2 Er muss folgende Ereignisse aufzeichnen und 
mit einem Zeitstempel versehen:
a.	 die Aktivierung des Automatisierungssys-

tems;
b.	 die Deaktivierung des Automatisierungssys-

tems und den Grund der Deaktivierung;
c.	 die Übernahmeaufforderung des Automati-

sierungssystems an den Fahrzeugführer 
und den Grund der Übernahmeaufforde-
rung;

d.	 das Unterdrücken oder Abschwächen von 
Eingriffen des Fahrzeugführers durch das 
Automatisierungssystem;

e.	 das Auslösen eines Manövers zur Risikomi-
nimierung durch das Automatisierungssys-
tem;
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f.	  das Auslösen eines Manövers in Notfällen 
durch das Automatisierungssystem; und

g.	 das Auftreten von sicherheitsrelevanten 
technischen Störungen.

3 Bei führerlosen Fahrzeugen sind zusätzlich 
folgende Ereignisse aufzuzeichnen:
a.	 das Erteilen eines Befehls durch den Ope-

rator;
b.	 ein Unterbruch der Kommunikationsverbin-

dung zum Operator.
4 Die Ereignisse müssen zusammen mit der 
Angabe der installierten Softwareversion des 
Automatisierungssystems im Rahmen eines 
geschlossenen Systems aufgezeichnet wer-
den.
5 Die vom Fahrmodusspeicher aufgezeichneten 
Daten dürfen nicht veränderbar sein. Wenn die 
Speicherkapazität erreicht ist, werden die ältes-
ten Daten überschrieben.
6 Der Bundesrat konkretisiert die aufzuzeich-
nenden Daten in Abstimmung mit dem interna-
tionalen Recht. Er kann Fahrzeuge nach Arti-
kel 25d von der Pflicht zur Ausrüstung mit 
einem Fahrmodusspeicher ausnehmen oder 
die aufzuzeichnenden Ereignisse einschrän-
ken.

Art. 25g
Zugriff auf die Daten des Fahrmodusspeichers
1 Der Fahrzeughalter muss über eine Standard-
schnittstelle auf die Daten des Fahrmodusspei-
chers zugreifen können. Diese Daten müssen 
ihm in einer einfach lesbaren Form zur Verfü-
gung stehen. Auf Daten, die während Fahrten 
von Dritten gespeichert wurden, darf er ohne 
deren Zustimmung nur zugreifen, soweit er an 
diesen Daten ein berechtigtes Interesse im 
Zusammenhang mit einem Unfall oder einer 

Art. 25g
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Widerhandlung gegen die Strassenverkehrs-
vorschriften geltend machen kann.
2 Der Fahrzeughalter stellt dem Fahrzeugführer 
und dem Operator diejenigen Daten von deren 
Fahrten zur Verfügung, an denen sie ein be-
rechtigtes Interesse geltend machen können.

3 Für die Aufklärung von Unfällen oder die Be-
urteilung von Widerhandlungen gegen die 
Strassenverkehrsvorschriften können die damit 
zusammenhängenden Daten des Fahrmodus-
speichers von den zuständigen Polizei-, Justiz- 
und Administrativbehörden ausgelesen und 
bearbeitet werden. Sobald die ausgelesenen 
Daten für ein allfälliges Straf- oder Administrati-
vverfahren nicht mehr erforderlich sind, muss 
die Behörde sie löschen, spätestens aber 
sechs Monate nach rechtskräftigem Abschluss 
des Verfahrens.
4 Im Rahmen der Nachprüfungen der Fahrzeu-
ge (Art. 13 Abs. 4) können die Daten des Fahr-
modusspeichers von den Zulassungsbehörden 
ausgelesen und bearbeitet werden, um die 
Funktionsfähigkeit des Automatisierungssys-
tems zu überprüfen. Sobald die ausgelesenen 
Daten dazu nicht mehr erforderlich sind, muss 
die Zulassungsbehörde sie löschen, spätes-
tens aber zwei Jahre nach Ausserverkehrset-
zung des Fahrzeugs.
5 Die Zulassungsbehörden übermitteln die nach 
Absatz 4 ausgelesenen Daten zusammen mit 
dem Fahrzeugtyp in einer Form, aus der keine 
Rückschlüsse auf die Person des Führers oder 
des Operators oder auf das einzelne Fahrzeug 
gezogen werden können, dem ASTRA. Das 
ASTRA verwendet die Daten für die Marktüber-
wachung und stellt sie für Forschungen und 
Analysen zur Verfügung.

Minderheit (Wobmann, Borloz, Giezendanner, 
Heimgartner, Quadri, Rutz Gregor, Sollberger, 
Umbricht Pieren, Wasserfallen Christian)

Mehrheit

3 ... 
 
 
 
 
 ... Administrativbehörden mit dem Einverständ-
nis des Fahrzeughalters ausgelesen und ...

5 Die Zulassungsbehörde übermitteln mit dem 
Einverständnis des Fahrzeughalters die nach 
Absatz 4 ...
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Art. 25h
Versuche mit Fahrzeugen mit einem Automati-
sierungssystem
1 Das ASTRA kann befristete Versuche mit 
Fahrzeugen mit einem Automatisierungssys-
tem bewilligen. Dabei kann es auch Versuche 
mit Fahrzeugen bewilligen, die keinen Fahr-
zeugführer benötigen, ohne dass dafür be-
stimmte Fahrstrecken festgelegt werden.
2 Im Rahmen der Bewilligung kann es vorse-
hen, dass von den geltenden Vorschriften des 
Strassenverkehrsrechts abgewichen wird. Die 
Verkehrssicherheit muss jederzeit gewährleis-
tet sein.

3 Die Versuche und deren Erkenntnisse sind 
durch die für den Versuch verantwortliche Per-
son zu dokumentieren. Das ASTRA publiziert 
die entsprechenden Berichte. Die verantwortli-
che Person gewährt dem ASTRA den Zugang 
zu sämtlichen Daten im Zusammenhang mit 
dem Versuch.
4 Das ASTRA kann den Entscheid über die 
Bewilligung von Versuchen, die den regionalen 
Rahmen nicht überschreiten, im Einzelfall den 
Kantonen übertragen. Es legt die Rahmenbe-
dingungen für die Durchführung dieser Versu-
che fest.

Art. 25h

2 ... 
 
                                                        ... . Die 
Verkehrssicherheit aller Strassenverkehrsteil-
nehmer muss jederzeit gewährleistet sein.

Minderheit (Trede, Aebischer Matthias, 
Graf-Litscher, Pasquier, Piller Carrard,  
Schlatter, Storni, Töngi)

Mehrheit

3 ... 
 
 ... zu dokumentieren und von unabhängiger 
Forschung zu begleiten, die die Auswirkungen 
auf das gesamte Verkehrssystem und insbe-
sondere auf die nicht motorisierten Verkehr-
steilnehmenden untersucht.

Art. 35 Art. 35
¹ Es ist rechts zu kreuzen, links zu überholen.
² Überholen und Vorbeifahren an Hindernissen 
ist nur gestattet, wenn der nötige Raum über-
sichtlich und frei ist und der Gegenverkehr 
nicht behindert wird. Im Kolonnenverkehr darf 
nur überholen, wer die Gewissheit hat, recht-
zeitig und ohne Behinderung anderer Fahrzeu-
ge wieder einbiegen zu können.
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³ Wer überholt, muss auf die übrigen Strassen-
benützer, namentlich auf jene, die er überholen 
will, besonders Rücksicht nehmen.

Minderheit (Aebischer Matthias, Graf-Litscher, 
Pasquier, Piller Carrard, Pult, Schlatter, Storni, 
Töngi, Trede)

Mehrheit

3bis Fahrräder dürfen nur mit einem Abstand von 
1.5 Meter überholt werden.

⁴ In unübersichtlichen Kurven, auf und unmittel-
bar vor Bahnübergängen ohne Schranken 
sowie vor Kuppen darf nicht überholt werden, 
auf Strassenverzweigungen nur, wenn sie 
übersichtlich sind und das Vortrittsrecht ande-
rer nicht beeinträchtigt wird.

Minderheit (Aebischer Matthias, Graf-Litscher, 
Pasquier, Piller Carrard, Pult, Schaffner,  
Schlatter, Storni, Töngi, Trede)

Mehrheit

4bis Im Kreisel darf der Fahrzeugführer keine 
Radfahrer überholen.

⁵ Fahrzeuge dürfen nicht überholt werden, 
wenn der Führer die Absicht anzeigt, nach links 
abzubiegen, oder wenn er vor einem Fussgän-
gerstreifen anhält, um Fussgängern das Über-
queren der Strasse zu ermöglichen.
⁶ Fahrzeuge, die zum Abbiegen nach links 
eingespurt haben, dürfen nur rechts überholt 
werden.
⁷ Dem sich ankündigenden, schneller fahren-
den Fahrzeug ist die Strasse zum Überholen 
freizugeben. Wer überholt wird, darf die Ge-
schwindigkeit nicht erhöhen.

Art. 43 Art. 43
¹ Wege, die sich für den Verkehr mit Motorfahr-
zeugen oder Fahrrädern nicht eignen oder 
offensichtlich nicht dafür bestimmt sind, wie 
Fuss- und Wanderwege, dürfen mit solchen 
Fahrzeugen nicht befahren werden.
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² Das Trottoir ist den Fussgängern, der Rad-
weg den Radfahrern vorbehalten. Der Bundes-
rat kann Ausnahmen vorsehen.

Minderheit (Schlatter, Aebischer Matthias, 
Graf-Litscher, Pasquier, Schaffner, Storni,  
Töngi, Trede)

Mehrheit

2bis Streichen2bis Fahrräder und andere motorisierte oder 
nicht motorisierte Zweiräder können auf dem 
Trottoir aufgestellt werden, sofern die Fussgän-
ger weiterhin mindestens 1,5 Meter zur Verfü-
gung haben.

³ Auf Strassen, die den Motorfahrzeugen vor-
behalten sind, dürfen nur die vom Bundesrat 
bezeichneten Arten von Motorfahrzeugen ver-
kehren. Der Zutritt ist untersagt, die Zufahrt 
ausschliesslich an den dafür vorgesehenen 
Stellen gestattet. Der Bundesrat kann Benüt-
zungsvorschriften und besondere Verkehrsre-
geln erlassen.
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Art. 52 Abs. 1 zweiter und dritter Satz 
sowie 2

1 ...  
                                               ... Der 
Bundesrat kann Ausnahmen vorse-
hen oder das Verbot auf andere Ar-
ten von Motorfahrzeugrennen aus-
dehnen. Er berücksichtigt bei seinem 
Entscheid vor allem die Erfordernisse 
der Verkehrssicherheit, der Verkehr-
serziehung und des Umweltschutzes.
2 Andere motor- und radsportliche 
Veranstaltungen auf öffentlichen 
Strassen, ausgenommen Ausflugs-
fahrten, sowie vom Verbot ausge-
nommene Rundstreckenrennen be-
dürfen der Bewilligung der Kantone, 
deren Gebiet befahren wird.

Art. 52 Art. 52

Minderheit I (Töngi, Aebischer  
Matthias, Graf-Litscher, Pasquier, 
Piller Carrard, Pult, Schlatter,  
Storni, Trede)

Mehrheit Minderheit II (Pasquier, Aebischer 
Matthias, Graf-Litscher, Piller  
Carrard, Schlatter, Storni, Töngi)

1 Öffentliche Rundstreckenrennen mit 
Motorfahrzeugen sind verboten. Der 
Bundesrat kann einzelne Ausnahmen 
gestatten oder das Verbot auf andere 
Arten von Motorfahrzeugrennen 
ausdehnen; er berücksichtigt bei 
seinem Entscheid vor allem die Erfor-
dernisse der Ver-kehrssicherheit und 
der Verkehrserziehung.

1 Öffentliche Rundstreckenrennen mit 
Motorfahrzeugen und andere motor- 
und radsportliche Veranstaltungen 
auf öffentlichen Strassen bedürfen 
der Bewilligung der Kantone, deren 
Gebiet befahren wird. Davon ausge-
nommen sind Ausflugsfahrten.

1 Gemäss Bundesrat 1 Gemäss geltendem Recht

² Die Erfordernisse an die Verkehrssi-
cherheit, Verkehrserziehung und des 
Umweltschutzes sind zu berücksichti-
gen.

2 Andere motor- und radsportliche 
Veranstaltungen auf öffentlichen 
Strassen, ausgenommen Ausflugs-
fahrten, bedürfen der Bewilligung der 
Kantone, deren Gebiet befahren 
wird.

2 Gemäss geltendem Recht2 Gemäss Bundesrat

3 Die Bewilligung darf nur erteilt wer-
den, wenn:
a.	 die Veranstalter Gewähr bieten 

für einwandfreie Durchführung;
b.	 die Rücksicht auf den Verkehr es 

gestattet;
c.	 die nötigen Sicherheitsmassnah-

men getroffen werden;
d.	 die vorgeschriebene 

Haftpflichtversicherung abge-
schlossen ist.

4 Die kantonale Behörde kann Aus-
nahmen von den Verkehrsvorschrif
ten gestatten, wenn genügende Si-
cherheitsmassnahmen getroffen 
sind.
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Art. 57 Abs. 5 Bst. c

5 Der Bundesrat kann vorschreiben, dass:

c.	 Führer und Mitfahrer von Fahrrädern bis 
zum vollendeten sechzehnten Altersjahr 
einen Schutzhelm tragen.

Art. 57 Art. 57
1 Der Bundesrat kann ergänzende Verkehrsvor-
schriften erlassen und für besondere Verhält-
nisse Ausnahmen von den Verkehrsregeln 
vorsehen, namentlich für das Militär und den 
Zivilschutz. Er kann solche Vorschriften auch 
für Einbahnstrassen erlassen.
2 Er bezeichnet nach Anhören der Kantone die 
Hauptstrassen mit Vortrittsrecht.
3 Er erlässt Bestimmungen über:
a.	 die Zeichengebung durch die Polizei und, 

im Einvernehmen mit den Kantonen, die 
Kennzeichnung der Verkehrspolizei;

b.	 die Kontrolle der Fahrzeuge und ihrer Füh-
rer an der Landesgrenze;

c.	 die Kontrolle der Fahrzeuge des Bundes 
und ihrer Führer;

d.	 die Verkehrsregelung durch das Militär;
e.	 die Tatbestandsaufnahme bei Unfällen, an 

denen Militärmotorfahrzeuge beteiligt sind.
4 ...
5 Der Bundesrat kann vorschreiben, dass 5 ...
a.	 Insassen von Motorwagen Rückhaltevor-

richtungen (Sicherheitsgurten u. dgl.) be-
nützen;

b.	 Führer und Mitfahrer von motorisierten 
Zweirädern sowie von Leicht-, Klein- und 
dreirädrigen Motorfahrzeugen Schutzhelme 
tragen.

c.	 Streichen

e-parl 15.02.2022 10:34



-  24  -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Nationalrates

Art. 59 Abs. 4 Einleitungssatz und Bst. b

4 Nach dem Obligationenrecht6 bestimmen sich:

b.	 die Haftung des Halters für Schaden an den 
mit seinem Fahrzeug beförderten Sachen, 
ausgenommen an Gegenständen, die der 
Geschädigte mit sich führte, namentlich 
Reisegepäck und dergleichen; vorbehalten 
ist das Personenbeförderungsgesetz vom 
20. März 20097.

Art. 65 Abs. 2 und 3

2 Einreden aus dem Versicherungsvertrag oder 
aus dem Versicherungsvertragsgesetz vom 
2. April 19088 können dem Geschädigten nicht 
entgegengehalten werden.

6		 SR 220
7		 SR 745.1
8		 SR 221.229.1

Art. 59
1 Der Halter wird von der Haftpflicht befreit, 
wenn er beweist, dass der Unfall durch höhere 
Gewalt oder grobes Verschulden des Geschä-
digten oder eines Dritten verursacht wurde 
ohne dass ihn selbst oder Personen, für die er 
verantwortlich ist, ein Verschulden trifft und 
ohne dass fehlerhafte Beschaffenheit des 
Fahrzeuges zum Unfall beigetragen hat.
2 Beweist der Halter, der nicht nach Absatz 1 
befreit wird, dass ein Verschulden des 
Geschädigten beim Unfall mitgewirkt hat, so 
bestimmt der Richter die Ersatzpflicht unter 
Würdigung aller Umstände.
3 ...
4 Nach dem Obligationenrecht bestimmt sich:
a.	 die Haftung im Verhältnis zwischen dem 

Halter und dem Eigentümer eines Fahrzeu-
ges für Schaden an diesem Fahrzeug;

b.	 die Haftung des Halters für Schaden an den 
mit seinem Fahrzeug beförderten Sachen, 
ausgenommen an Gegenständen, die der 
Geschädigte mit sich führte, namentlich 
Reisegepäck u. dgl.; vorbehalten ist das 
Transportgesetz vom 4. Oktober 1985.

Art. 65
1 Der Geschädigte hat im Rahmen der vertrag-
lichen Versicherungsdeckung ein Forderungs-
recht unmittelbar gegen den Versicherer.
2 Einreden aus dem Versicherungsvertrag oder 
aus dem Bundesgesetz vom 2. April 1908 über 
den Versicherungsvertrag können dem Ge-
schädigten nicht entgegengehalten werden.
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3 Der Versicherer hat ein Rückgriffsrecht gegen 
den Versicherungsnehmer oder den Versicher-
ten, soweit er nach dem Versicherungsvertrag 
oder dem Versicherungsvertragsgesetz zur 
Ablehnung oder Kürzung seiner Leistung be-
fugt wäre. 
 
 
 
 
 
 
 

Art. 89b Einleitungssatz (Betrifft nur den fran-
zösischen Text), Bst. d, j und m
Das IVZ dient der Erfüllung folgender Aufga-
ben:

d.	 Kontrolle der Versicherung, Verzollung und 
Versteuerung nach dem AStG9 der zum 
Strassenverkehr zugelassenen Fahrzeuge; 

9		 SR 641.51

3 Der Versicherer hat ein Rückgriffsrecht gegen 
den Versicherungsnehmer oder den Versicher-
ten, soweit er nach dem Versicherungsvertrag 
oder dem Bundesgesetz vom 2. April 1908 
über den Versicherungsvertrag zur Ablehnung 
oder Kürzung seiner Leistung befugt wäre. 
Wurde der Schaden in angetrunkenem oder 
fahrunfähigem Zustand oder durch ein Ge-
schwindigkeitsdelikt im Sinne des Artikels 90 
Absatz 4 verursacht, so muss der Versicherer 
Rückgriff nehmen. Der Umfang des Rückgriffs 
trägt dem Verschulden und der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Person Rechnung, auf 
die Rückgriff genommen wird.

Art. 89b

Das IVZ dient der Erfüllung folgender Aufga-
ben:
a.	 Erteilen, Kontrollieren und Entziehen von:

1.	 Ausweisen für die Zulassung von Per-
sonen und Fahrzeugen zum Strassen-
verkehr,

2.	 Bewilligungen und Bescheinigungen,
3.	 Fahrtschreiberkarten;

b.	 Durchführung von Administrativ- und Straf-
verfahren gegen Fahrzeugführer im Stra-
ssenverkehr;

c.	 Fahrzeugtypisierung, Fahrzeugprüfung und 
Zulassung von Fahrzeugen zum Strassen-
verkehr;

d.	 Kontrolle der Versicherung, Verzollung und 
Versteuerung nach dem Automobilsteuer-
gesetz vom 21. Juni 1996 der zum Stra-
ssenverkehr zugelassenen Fahrzeuge;

e.	 Identifikation von Fahrzeughaltern und 
Fahrzeugfahndung;

f.	 Verkehrsopferschutz;
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j.	 Erhebung der kantonalen Motorfahrzeug-
steuern und weiterer Abgaben sowie Erhe-
bung und Überprüfung der Entrichtung der 
Schwerverkehrsabgaben und der National-
strassenabgaben;

m.	 Vollzug der Verminderung der CO2-Emissi-
onen von Fahrzeugen nach dem CO2-Ge-
setz vom 23. Dezember 201110.

Art. 89d Bst. d–h
Folgende Behörden bearbeiten die Daten des 
IVZ:

10	 SR 641.71

g.	 Treibstoffrationierung sowie Belegung oder 
Einmietung von Fahrzeugen für Armee, 
Zivilschutz und wirtschaftliche Landesver-
sorgung;

h.	 Erstellen von Statistiken, namentlich in den 
Bereichen Fahrberechtigungen, Administra-
tivmassnahmen, Fahrzeugtypen, Fahrzeug-
zulassungen, Strassenverkehrsunfälle und 
Strassenverkehrskontrollen;

i.	 Erarbeiten von Grundlagen der Verkehrs-, 
Umwelt- und Energiepolitik;

j.	 Erhebung der kantonalen Motorfahrzeug-
steuern, der Schwerverkehrsabgaben und 
weiterer Abgaben;

k.	 Unterstützung in- und ausländischer Behör-
den beim Vollzug der Vorschriften über die 
Arbeits- und Ruhezeit der berufsmässigen 
Motorfahrzeugführer;

l.	 Zulassung und Kontrolle von Strassentrans-
portunternehmen im Personen- und im 
Güterverkehr;

m.	 Vollzug der Verminderung der CO2-Emissi-
onen bei Personenwagen, Lieferwagen und 
leichten Sattelschleppern.

Art. 89d
Folgende Behörden bearbeiten die Daten des 
IVZ:
a.	 das ASTRA;
b.	 die für das Erteilen und den Entzug der 

Fahrberechtigungen und der Fahrzeugaus-
weise zuständigen Behörden des Bundes 
und der Kantone: die Daten in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich;
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d.	 Betrifft nur den französischen Text. 
 
 

e.	 die für die Kontrolle der Verzollung und 
Versteuerung nach dem AStG11 zuständigen 
Behörden: die Daten in ihrem Zuständig-
keitsbereich;

f.	 die für die Erhebung der leistungsabhängi-
gen Schwerverkehrsabgabe nach dem 
Schwerverkehrsabgabegesetz vom 19. De-
zember 199712 zuständigen Behörden: die 
Daten in ihrem Zuständigkeitsbereich;

g.	 die mit der Erhebung und der Überprüfung 
der Entrichtung der Nationalstrassenabga-
be nach dem Nationalstrassenabgabege-
setz vom 19. März 201013 betrauten Stellen: 
die Fahrzeughalter- und Fahrzeugdaten;

h.	 die für den Vollzug der Verminderung der 
CO2-Emissionen von Fahrzeugen nach 
dem CO2-Gesetz vom 23. Dezember 201114 
zuständigen Behörden: die Daten in ihrem 
Zuständigkeitsbereich.

Art. 89e Bst. a, abis, b, g und k

Folgende Stellen können durch ein Abrufver-
fahren Einsicht in die folgenden Daten neh-
men:

11	 SR 641.51
12	 SR 641.81
13	 SR 741.71
14	 SR 641.71

c.	 die für die Treibstoffrationierung sowie die 
Belegung und Einmietung von Fahrzeugen 
für die Armee, den Zivilschutz und die wirt-
schaftliche Landesversorgung zuständigen 
Behörden: die Fahrzeughalter- und Fahr-
zeugdaten;

d.	 die für die Abnahme von Führer- und Fahr-
zeugausweisen zuständigen Polizeiorgane: 
die Fahrberechtigungs- und Fahrzeugda-
ten.

Art. 89e
Zugriff im Abrufverfahren
Folgende Stellen können durch ein Abrufver-
fahren Einsicht in die folgenden Daten neh-
men:
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a.	 die nach Artikel 89d zur Datenbearbeitung 
berechtigten Behörden und Stellen: in die 
Daten, die sie gestützt auf jene Bestim-
mung bearbeiten; 

abis.die Polizeiorgane: in die Daten, die für die 
Kontrolle der Fahrberechtigung und der 
Verkehrszulassung, für die Identifikation 
des Halters und des Versicherers sowie für 
die Fahrzeugfahndung erforderlich sind;

b.	 das Bundesamt für Zoll und Grenzsicher-
heit: in die Daten, die für die Kontrolle der 
Fahrberechtigung und der Verkehrszulas-
sung sowie für die Fahrzeugfahndung erfor-
derlich sind; 
 

g.	 das Bundesamt für Energie: in die Fahr-
zeugdaten, die für den Vollzug der Vermin-
derung der CO2-Emissionen von Fahrzeu-
gen nach dem CO2-Gesetz vom 
23. Dezember 201115 erforderlich sind;

15	 SR 641.71

a.	 die Polizeiorgane: in die Daten, die für die 
Kontrolle der Fahrberechtigung und der 
Verkehrszulassung, für die Identifikation 
des Halters und des Versicherers sowie für 
die Fahrzeugfahndung erforderlich sind;

b.	 die Zollorgane: in die Daten, die für die 
Kontrolle der Fahrberechtigung und der 
Verkehrszulassung, für die Kontrolle der 
Verzollung und der Versteuerung nach dem 
Automobilsteuergesetz vom 21. Juni 1996 
sowie für die Fahrzeugfahndung erforder-
lich sind;

c.	 die Strafverfolgungs- und Gerichtsbehör-
den: im Rahmen von Verfahren zur Beurtei-
lung von Strassenverkehrswiderhandlungen 
in die Fahrberechtigungs- und Administrati-
vmassnahmendaten;

d.	 die für die Fahrzeugprüfungen zuständigen 
Behörden des Bundes und der Kantone 
sowie die für die Durchführung von amtli-
chen Fahrzeugprüfungen bezeichneten 
Stellen: in die Daten der Fahrzeugzulas-
sung und der Fahrzeugtypen;

e.	 das Bundesamt für Statistik: in die Fahr-
zeugdaten;

f.	 das Bundesamt für Verkehr: im Zusammen-
hang mit der Zulassung als Strassentrans-
portunternehmen in die Fahrzeugzulas-
sungs- und Administrativmassnahmen 
daten;

g.	 das Bundesamt für Energie: für den Vollzug 
der Verminderung der CO2-Emissionen bei 
Personenwagen, Lieferwagen und leichten 
Sattelschleppern in die Motorfahrzeug
daten;
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k.16	Aufgehoben

Art. 89g Abs. 6 zweiter Satz17

16	 BBl 2020 10019; noch nicht in Kraft
17	 BBl 2020 10019; noch nicht in Kraft

h.	 das Nationale Versicherungsbüro und der 
Nationale Garantiefonds: in die Daten, die 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 
erforderlich sind (Art. 74 und 76);

i.	 ausländische, für die Erteilung der Fahrer-
karten zuständige Behörden: in die Fahrer-
kartendaten;

j.	 ausländische, für die Kontrolle der Arbeits- 
und Ruhezeiten der berufsmässigen Motor-
fahrzeugführer zuständige Kontrollorgane: 
in den Kartenstatus der Fahrerkarten.

k.	 die Stellen, denen die Überprüfung der 
Entrichtung der Nationalstrassenabgabe 
übertragen wird: die hierfür erforderlichen 
Fahrzeugdaten und Fahrzeughalterdaten

Art. 89g
1 Die Daten der Verkehrszulassung sind nicht 
öffentlich.
2 Der Bundesrat kann vorsehen, dass das AST-
RA Fahrzeughalter-, Fahrberechtigungs- und 
Sachdaten bekannt geben kann. Er regelt die 
Voraussetzungen.
3 Die kantonalen Verkehrszulassungsbehörden 
dürfen die Fahrzeughalter- und Versicherungs-
daten Personen bekannt geben:
a.	 die an einem Zulassungsverfahren beteiligt 

sind;
b.	 die von einem Verkehrsunfall betroffen sind;
c.	 die im Hinblick auf ein Verfahren ein hinrei-

chendes Interesse schriftlich geltend ma-
chen.

4 Die kantonalen Verkehrszulassungsbehörden 
dürfen der Polizei die Personalien von Perso-
nen melden, denen der Lernfahr- oder Führer-
ausweis wegen fehlender Fahreignung auf 
unbestimmte Zeit oder wegen Zweifeln an der 
Fahreignung bis zur Abklärung vorsorglich 
entzogen worden ist.
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6 ... 
 
                                                                           ...  
Aufgehoben

Art. 90 Abs. 3 und 4

3 Mit Freiheitsstrafe bis zu vier Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer elementare Ver-
kehrsregeln vorsätzlich in einem Ausmass 
verletzt, das ein hohes Risiko eines Unfalls mit 
Schwerverletzten oder Todesopfern bewirkt, 
namentlich durch waghalsiges Überholen, 
Teilnahme an einem nicht bewilligten Rennen 
mit Motorfahrzeugen oder besonders krasse 
Missachtung der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeit.

5 Die Kantone können Name und Adresse der 
Fahrzeughalter veröffentlichen, sofern diese 
Daten nicht für die öffentliche Bekanntgabe 
gesperrt sind. Diese Sperre kann der Fahr-
zeughalter voraussetzungslos und gebühren-
frei bei der zuständigen kantonalen Behörde 
eintragen lassen.
6 Das ASTRA kann Personen nach Absatz 3 
sowie den Stellen, die Zugriff im Abrufverfahren 
haben (Art. 89e), Sammelauszüge ausstellen.
Die für die Erhebung der Schwerverkehrsabga-
be und der Nationalstrassenabgabe erforderli-
chen Daten werden der Eidgenössischen Zoll-
verwaltung automatisch übermittelt.
7 Das Nationale Versicherungsbüro und der 
Nationale Garantiefonds dürfen die Daten, die 
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben erfor-
derlich sind (Art. 74 und 76), Dritten bekannt 
geben.
8 Die Fahrzeugtypendaten und andere Sachda-
ten können veröffentlicht werden.

Art. 90 Art. 90
1 Mit Busse wird bestraft, wer Verkehrsregeln 
dieses Gesetzes oder der Vollziehungsvor-
schriften des Bundesrates verletzt.
2 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer durch grobe Ver-
letzung der Verkehrsregeln eine ernstliche 
Gefahr für die Sicherheit anderer hervorruft 
oder in Kauf nimmt.

Mehrheit Minderheit (Töngi, Pasquier, Schlatter, Trede)
3 Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu vier Jah-
ren wird bestraft, wer durch vorsätzliche Verlet-
zung elementarer Verkehrsregeln das hohe 
Risiko eines Unfalls mit Schwerverletzten oder 
Todesopfern eingeht, namentlich durch beson-
ders krasse Missachtung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit, waghalsiges Überho-
len oder Teilnahme an einem nicht bewilligten 
Rennen mit Motorfahrzeugen.

3 Gemäss geltendem Recht
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4 Eine besonders krasse Missachtung der zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit liegt vor, wenn 
die zulässige Höchstgeschwindigkeit über-
schritten wird um:
a.	 mindestens 40 km/h, wo die Höchstge-

schwindigkeit höchstens 30 km/h beträgt;
b.	 mindestens 50 km/h, wo die Höchstge-

schwindigkeit höchstens 50 km/h beträgt;
c.	 mindestens 60 km/h, wo die Höchstge-

schwindigkeit höchstens 80 km/h beträgt; 
d.	 mindestens 80 km/h, wo die Höchstge-

schwindigkeit mehr als 80 km/h beträgt.

Art. 91 Abs. 2 Bst. a Fussnote

 

 
 
 
 
Aufgehoben 
 

4 Absatz 3 ist in jedem Fall erfüllt, wenn die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit überschritten 
wird um:

a.	 Mindestens 40 km/h, wo die Höchstge-
schwindigkeit höchstens 30 km/h beträgt;

b.	 mindestens 50 km/h, wo die Höchstge-
schwindigkeit höchstens 50 km/h beträgt;

c.	 mindestens 60 km/h, wo die Höchstge-
schwindigkeit höchstens 80 km/h beträgt;

d.	 mindestens 80 km/h, wo die Höchstge-
schwindigkeit mehr als 80 km/h beträgt.

5 Artikel 237 Ziffer 2 des Strafgesetzbuches 
findet in diesen Fällen keine Anwendung.

Art. 91
Fahren in fahrunfähigem Zustand und Missach-
tung des Verbots, unter Alkoholeinfluss zu 
fahren
1 Mit Busse wird bestraft, wer:
a.	 in angetrunkenem Zustand ein Motorfahr-

zeug führt;
b.	 das Verbot, unter Alkoholeinfluss zu fahren, 

missachtet;
c.	 in fahrunfähigem Zustand ein motorloses 

Fahrzeug führt.
² Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer:
a.	 in angetrunkenem Zustand mit qualifizierter 

Atemalkohol- oder Blutalkoholkonzentration 
ein Motorfahrzeug führt1;

1		 Fassung gemäss Ziff. I des BG vom 15. Juni 
2012, in Kraft seit 1. Jan. 2014  
(AS 2012 6291, 2013 4669; BBl 2010 8447).
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Art. 95 Abs. 2

2 Mit Geldstrafe wird bestraft, wer ein Motor-
fahrzeug führt, obwohl die Gültigkeitsdauer des 
Führerausweises auf Probe abgelaufen ist. 

b.	 aus anderen Gründen fahrunfähig ist und 
ein Motorfahrzeug führt.

Art. 95
1 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer:
a.	 ohne den erforderlichen Führerausweis ein 

Motorfahrzeug führt;
b.	 ein Motorfahrzeug führt, obwohl ihm der 

Lernfahr- oder Führerausweis verweigert, 
entzogen oder aberkannt wurde;

c.	 ein Motorfahrzeug führt, obwohl der Führer-
ausweis auf Probe verfallen ist;

d.	 ohne Lernfahrausweis oder ohne die vorge-
schriebene Begleitung Lernfahrten ausführt;

e.	 ein Motorfahrzeug einem Führer überlässt, 
von dem er weiss oder bei pflichtgemässer 
Aufmerksamkeit wissen kann, dass er den 
erforderlichen Ausweis nicht hat.

2 Mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen wird 
bestraft, wer ein Motorfahrzeug führt, obwohl 
die Gültigkeitsdauer des Führerausweises auf 
Probe abgelaufen ist.
3 Mit Busse wird bestraft, wer:
a.	 die mit dem Führerausweis im Einzelfall 

verbundenen Beschränkungen oder Aufla-
gen missachtet;

b.	 bei einer Lernfahrt die Aufgabe des Beglei-
ters übernimmt, ohne die Voraussetzungen 
zu erfüllen;

c.	 ohne Fahrlehrerausweis berufsmässig 
Fahrunterricht erteilt.

4 Mit Busse wird bestraft, wer:
a.	 ein Fahrrad führt, obwohl ihm das Radfah-

ren untersagt wurde;
b.	 ein Fuhrwerk führt, obwohl ihm das Führen 

eines Tierfuhrwerks untersagt wurde.
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Art. 96 Abs. 2

2 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer ein Motorfahrzeug 
führt, obwohl er weiss oder bei pflichtgemässer 
Aufmerksamkeit wissen kann, dass die vorge-
schriebene Haftpflichtversicherung nicht be-
steht. In leichten Fällen ist die Strafe Geldstra-
fe. 

Art. 98a Abs. 4

Art. 96
Fahren ohne Fahrzeugausweis, Bewilligung 
oder Haftpflichtversicherung
1 Mit Busse wird bestraft, wer:
a.	 ohne den erforderlichen Fahrzeugausweis 

oder die Kontrollschilder ein Motorfahrzeug 
führt oder einen Anhänger mitführt;

b.	 ohne Bewilligung Fahrten durchführt, die 
nach diesem Gesetz einer Bewilligung 
bedürfen;

c.	 die mit dem Fahrzeugausweis oder der 
Bewilligung von Gesetzes wegen oder im 
Einzelfall verbundenen Beschränkungen 
oder Auflagen, namentlich über das zulässi-
ge Gesamtgewicht, missachtet.

2 Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
Geldstrafe wird bestraft, wer ein Motorfahrzeug 
führt, obwohl er weiss oder bei pflichtgemässer 
Aufmerksamkeit wissen kann, dass die vorge-
schriebene Haftpflichtversicherung nicht be-
steht. Mit der Freiheitsstrafe ist eine Geldstrafe 
zu verbinden. In leichten Fällen ist die Strafe 
Geldstrafe.
3 Den gleichen Strafandrohungen untersteht 
der Halter oder die Person, die an seiner Stelle 
über das Fahrzeug verfügt, wenn er oder sie 
von der Widerhandlung Kenntnis hatte oder bei 
pflichtgemässer Aufmerksamkeit haben konnte.

Art. 98a Art. 98a
1 Mit Busse wird bestraft, wer:
a.	 Geräte oder Vorrichtungen, die dazu be-

stimmt sind, die behördliche Kontrolle des 
Strassenverkehrs zu erschweren, zu stören 
oder unwirksam zu machen, einführt, an-
preist, weitergibt, verkauft, sonst wie abgibt 
oder überlässt, in Fahrzeuge einbaut, darin 
mitführt, an ihnen befestigt oder in irgendei-
ner Form verwendet;
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4 In schweren Fällen ist die Strafe Geldstrafe. 

Art. 99 Abs. 1 Bst. h–j18

18	 AS 2012 6291, hier 6315; noch nicht in Kraft

b.	 bei den Tatbeständen nach Buchstabe a 
Hilfe leistet (Art. 25 des Strafgesetzbu-
ches).

2 Die Kontrollorgane stellen solche Geräte oder 
Vorrichtungen sicher. Das Gericht verfügt die 
Einziehung und Vernichtung.

Mehrheit Minderheit (Töngi, Aebischer Matthias, Christ, 
Pasquier, Piller Carrard, Schaffner, Schlatter)

3 Mit Busse wird bestraft, wer: 3 Gemäss geltendem Recht3 Aufgehoben
a.	 öffentlich vor behördlichen Kontrollen im 

Strassenverkehr warnt;
b.	 eine entgeltliche Dienstleistung anbietet, 

mit der vor solchen Kontrollen gewarnt wird;
c.	 Geräte oder Vorrichtungen, die nicht primär 

zur Warnung vor behördlichen Kontrollen 
des Strassenverkehrs bestimmt sind, zu 
solchen Zwecken verwendet.

4 In schweren Fällen ist die Strafe Geldstrafe 
bis zu 180 Tagessätzen.

Art. 99 Art. 99
1 Mit Busse wird bestraft, wer: 1 ...
a.	 Fahrzeuge, Bestandteile oder Ausrüstungs-

gegenstände, die der Typengenehmigung 
unterliegen, in nicht genehmigter Ausfüh-
rung in den Handel bringt;

b.	 als Fahrzeugführer die erforderlichen Aus-
weise oder Bewilligungen nicht mit sich 
führt;

c.	 sich weigert, den Kontrollorganen auf Ver-
langen die erforderlichen Ausweise oder 
Bewilligungen vorzuweisen;

d.	 die besonderen Warnsignale der Feuer-
wehr, der Sanität, der Polizei, des Zolls 
oder der Bergpost nachahmt;

e.	 unerlaubterweise Kennzeichen der Verkehr-
spolizei verwendet;
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h.	 Aufgehoben

i.	 Aufgehoben

j.	 Aufgehoben

Art. 99a
Strafbarkeit der Führer von Motorfahrzeugen 
von geringer Motorkraft oder Geschwindigkeit 
1 Mit Busse wird bestraft, wer mit einem Motor-
fahrzeug von geringer Motorkraft oder Ge-
schwindigkeit eine Widerhandlung nach einem 
der folgenden Artikel begeht:
a.	 Artikel 91 Absatz 2 Buchstaben a und b;
b.	 Artikel 91a Absatz 1;
c.	 Artikel 94 Absatz 1;

f.	 unerlaubterweise an Motorfahrzeugen Laut-
sprecher verwendet;

g.	 unerlaubterweise motor- oder radsportliche 
Veranstaltungen oder Versuchsfahrten 
durchführt oder bei bewilligten Veranstal-
tungen dieser Art die verlangten Sicher-
heitsmassnahmen nicht trifft;

h.	 ein Fahrzeug ohne das nach Artikel 17a 
Absatz 1 vorgeschriebene Datenaufzeich-
nungsgerät führt; 

Minderheit (Schaffner, ...)Mehrheit
i.	 ein Fahrzeug ohne die nach Artikel 17a 

Absatz 2 vorgeschriebene Alkohol-Weg-
fahrsperre führt; 

i.	 gemäss geltendem Recht

j.	 ... 
 
..., dass sie nur Fahrzeuge mit einer  
Alkohol-Wegfahrsperre führen darf, ...

(siehe Art. 17a)

j.	 einer Person, von der er weiss oder bei 
pflichtgemässer Aufmerksamkeit wissen 
kann, dass sie nur Fahrzeuge mit einem 
Datenaufzeichnungsgerät oder einer Alko-
hol-Wegfahrsperre führen darf, ein Fahr-
zeug ohne die entsprechende Installation 
überlässt.

2 Mit Busse bis zu 100 Franken wird der Halter 
bestraft, der nach Übernahme eines Motorfahr-
zeugs oder Motorfahrzeuganhängers von ei-
nem andern Halter oder nach Verlegung des 
Standorts in einen andern Kanton nicht fristge-
mäss einen neuen Fahrzeugausweis einholt.

Art. 99a
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d.	 Artikel 95 Absätze 1 und 2.
2 Ist bei einer Widerhandlung nach Absatz 1 
Buchstabe c einer der Täter ein Angehöriger 
oder Familiengenosse des Halters und hatte 
der Führer den erforderlichen Führerausweis, 
so erfolgt die Bestrafung nur auf Antrag.

3 Der Bundesrat bestimmt die Motorfahrzeuge 
von geringer Motorkraft oder Geschwindigkeit. 
 

Art. 100 Ziff. 4 dritter Satz

Minderheit (Wobmann, Giezendanner,  
Heimgartner, Quadri, Rutz Gregor, Sollberger, 
Umbricht Pieren, Wasserfallen Christian)

Mehrheit

3 ... 
                                 ... oder Geschwindigkeit. 
Dabei konsultiert er vorgängig die zuständigen 
parlamentarischen Kommissionen.

Art. 100 Art. 100
1.  Bestimmt es dieses Gesetz nicht ausdrück-
lich anders, so ist auch die fahrlässige Hand-
lung strafbar.
In besonders leichten Fällen wird von der Stra-
fe Umgang genommen.
2.  Der Arbeitgeber oder Vorgesetzte, der eine 
nach diesem Gesetz strafbare Handlung des 
Motorfahrzeugführers veranlasst oder nicht 
nach seinen Möglichkeiten verhindert hat, un-
tersteht der gleichen Strafandrohung wie der 
Führer.
Ist für die Tat nur Busse angedroht, so kann 
der Richter den Führer milder bestrafen oder 
von seiner Bestrafung Umgang nehmen, wenn 
die Umstände es rechtfertigen.
3.  Für strafbare Handlungen auf Lernfahrten 
ist der Begleiter verantwortlich, wenn er die 
Pflichten verletzt hat, die ihm als Folge der 
Übernahme der Begleitung oblagen.
Der Fahrschüler ist verantwortlich, soweit er 
eine Widerhandlung nach dem Stand seiner 
Ausbildung hätte vermeiden können.
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4. ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                   ... Hat der Führer nicht 
die Sorgfalt walten lassen, die nach den Um-
ständen erforderlich war, oder hat er auf dringli-
chen Dienstfahrten nicht die erforderlichen 
Warnsignale abgegeben, so ist die Strafe zu 
mildern.

Art. 105a
Finanzhilfen für neue Technologien
1 Das ASTRA kann im Rahmen der bewilligten 
Kredite zur Förderung neuartiger Lösungen für 
den Verkehr auf öffentlichen Strassen Finanz-
hilfen gewähren für:
a.	 Pilot- und Demonstrationsanlagen; 
b.	 Projekte zur Erprobung neuer technologi-

scher Entwicklungen.

4.  Missachtet der Führer eines Feuerwehr-, 
Sanitäts-, Polizei- oder Zollfahrzeugs auf dring-
lichen oder taktisch notwendigen Dienstfahrten 
Verkehrsregeln oder besondere Anordnungen 
für den Verkehr, so macht er sich nicht strafbar, 
wenn er alle Sorgfalt walten lässt, die nach den 
Umständen erforderlich ist.Auf dringlichen 
Dienstfahrten ist die Missachtung nur dann 
nicht strafbar, wenn der Führer zudem die 
erforderlichen Warnsignale abgibt; die Abgabe 
der Warnsignale ist ausnahmsweise nicht erfor-
derlich, wenn sie der Erfüllung der gesetzlichen 
Aufgabe entgegensteht. Hat der Führer nicht 
die Sorgfalt walten lassen, die nach den Um-
ständen erforderlich war, oder hat er auf dringli-
chen Dienstfahrten nicht die erforderlichen 
Warnsignale abgegeben, so kann die Strafe 
gemildert werden.

4. ... 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                    ... 
Warnsignale abgegeben, so bleibt seine Straf-
barkeit bestehen, die Strafe ist aber zu mildern.

Minderheit (Aebischer Matthias, Christ, 
Graf-Litscher, Pasquier, Piller Carrard,  
Schaffner, Schlatter, Storni, Töngi, Trede)

Mehrheit

5. Streichen5. Im Falle von Geschwindigkeitsüberschreitun-
gen, die bei dringlichen oder aus taktischen 
Gründen notwendigen Dienstfahrten begangen 
werden, wird lediglich die Differenz zur Ge-
schwindigkeit berücksichtigt, die für den Ein-
satz angemessen gewesen wäre.

Art. 105a
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2 Pilot- und Demonstrationsanlagen mit Stand-
ort im Ausland sowie Pilot- und Demonstrati-
onsprojekte, die im Ausland durchgeführt wer-
den, können ausnahmsweise unterstützt 
werden, wenn durch sie in der Schweiz eine 
Wertschöpfung generiert wird. 

3 Finanzhilfen werden gestützt auf ein Gesuch 
und unter folgenden Voraussetzungen gewährt:
a.	 Die Gesuchsteller bieten Gewähr, dass die 

Arbeiten zielgerichtet durchgeführt und 
systematisch ausgewertet werden.

b.	 Das Vorhaben hat einen positiven Effekt für 
einen nachhaltigen Verkehr.

c.	 Das Vorhaben ist innert 3 Jahren abge-
schlossen.

4 Die Finanzhilfe beläuft sich auf höchstens 50 
Prozent der anrechenbaren Kosten.
5 Der Bundesrat regelt die weiteren Vorgaben 
für die Finanzhilfen, insbesondere die Anforde-
rungen an das Gesuch, die anrechenbaren 
Kosten und die Voraussetzungen für die Ver-
längerung der Frist nach Absatz 3 Buchstabe c.

Art. 106 Abs. 2bis

² ... 
 
 
 
 
                 ... generiert wird, die mindestens 
dem Umfang der Finanzhilfe entspricht.
3 ...

d.	 Das Vorhaben und dessen Erkenntnisse 
sind durch die für das Vorhaben verantwort-
liche Person zu dokumentieren. Das AST-
RA kann die entsprechenden Berichte kos-
tenfrei publizieren und verwenden.

Art. 106 Art. 106
1 Der Bundesrat erlässt die zum Vollzug dieses 
Gesetzes notwendigen Vorschriften und be-
zeichnet die zur Durchführung zuständigen 
eidgenössischen Behörden. Er kann das AST-
RA zur Regelung von Einzelheiten ermächtigen
2 Im Übrigen führen die Kantone dieses Gesetz 
durch. Sie treffen die dafür notwendigen 
Massnahmen und bezeichnen die zuständigen 
kantonalen Behörden.
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2bis Der Bundesrat kann das ASTRA ermächti-
gen, in besonderen Einzelfällen Ausnahmen 
von Verordnungsbestimmungen zu bewilligen. 

Minderheit (Wobmann, Giezendanner,  
Heimgartner, Quadri, Rutz Gregor,  
Sollberger, Umbricht Pieren, Töngi)

Mehrheit

2bis ... 
 
                                               ... zu bewilligen. 
Dabei konsultiert er vorgängig die zuständigen 
parlamentarischen Kommissionen.

3 Die Kantone bleiben zuständig zum Erlass 
ergänzender Vorschriften über den Strassen-
verkehr, ausgenommen für Motorfahrzeuge 
und Fahrräder sowie für Eisenbahnfahrzeuge.
4 Der Bundesrat kann Fragen der Durchführung 
dieses Gesetzes durch Sachverständige oder 
Fachkommissionen begutachten lassen.
5 Beim Auftreten neuer technischer Erscheinun-
gen auf dem Gebiete des Strassenverkehrs 
sowie zur Durchführung zwischenstaatlicher 
Vereinbarungen kann der Bundesrat die vorläu-
figen Massnahmen treffen, die sich bis zur 
gesetzlichen Regelung als notwendig erwei-
sen.
6 Für die Personen, die im Genuss der diploma-
tischen Vorrechte und Befreiungen stehen, 
kann der Bundesrat die Zuständigkeit der 
Behörden abweichend regeln und die weiteren 
Ausnahmen von diesem Gesetz vorsehen, die 
sich aus den völkerrechtlichen Gepflogenheiten 
ergeben.
7 ...
8 Der Bundesrat kann Fahrten ausländischer 
Fahrzeuge verbieten, kontingentieren, der 
Bewilligungspflicht unterstellen oder andern 
Beschränkungen unterwerfen, wenn ein aus-
ländischer Staat gegenüber schweizerischen 
Fahrzeugen und deren Führern solche Mass-
nahmen anordnet oder strengere Verkehrsvor-
schriften anwendet als für die eigenen Fahr-
zeuge und deren Führer.
9 ...
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Art. 106a

1 Der Bundesrat kann völkerrechtliche Verträge 
in jenen Bereichen des Strassenverkehrs ab-
schliessen, für die ihm die Bundesversamm-
lung Regelungsbefugnisse übertragen hat. 
Dazu gehören namentlich: 

a.	 der Verzicht auf den Umtausch von Führer-
ausweisen bei Wohnsitzwechsel über die 
Landesgrenze;

b.	 die Anerkennung von Ausweisen, Nachwei-
sen, Weiterbildungen und Bewilligungen;

c.	 die Zulassung von Fahrzeugen, insbeson-
dere die Anerkennung und der Wechsel der 
Zulassung;

d.	 grenzüberschreitende Ausnahmetransporte;
e.	 der gegenseitige Austausch sowie die Be-

kanntgabe von Fahrzeughalter-, Fahrbe-
rechtigungs- und Motorfahrzeugdaten; 
Verträge mit dem Fürstentum Liechtenstein 
können die Beteiligung des Fürstentums 
am IVZ vorsehen;

f.	 die Vollstreckung von Geldstrafen oder 
Bussen bei Widerhandlungen gegen Stra-
ssenverkehrsvorschriften; die Verträge 
können vorsehen, dass nicht vollstreckbare 
Geldstrafen oder Bussen in Freiheitsstrafen 
umgewandelt werden;

10 Der Bundesrat kann die Ausführung be-
stimmter Arbeiten an Fahrzeugen einer Bewilli-
gungspflicht unterstellen, soweit die Verkehrs-
sicherheit oder der Umweltschutz dies 
erfordern. Er legt die Bewilligungsvorausset-
zungen fest und regelt die Aufsicht.

Art. 106a Art. 106a
Minderheit (Wobmann, Giezendanner,  
Heimgartner, Quadri, Rutz Gregor,  
Sollberger, Umbricht Pieren, Töngi)

Mehrheit

1 Der Bundesrat kann mit ausländischen Staa-
ten Verträge abschliessen über den grenzüber-
schreitenden Motorfahrzeugverkehr. Im Rah-
men solcher Verträge kann er:

1 ... 
 
 
                               ... übertragen hat, nachdem 
er vorgängig die zuständigen parlamentari-
schen Kommissionen konsultiert hat. ...

a.	 auf den Umtausch des Führerausweises 
bei Wohnsitzwechsel über die Landesgren-
zen verzichten;

b.	 Bewilligungen vorsehen für Fahrten von 
schweizerischen und ausländischen Fahr-
zeugen, welche die in Artikel 9 festgelegten 
Gewichte überschreiten; die Bewilligungen 
erteilt er nur ausnahmsweise und soweit es 
die Interessen der Verkehrssicherheit und 
des Umweltschutzes gestatten.

2 Der Bundesrat kann völkerrechtliche Verträge 
über den Bau und die Ausrüstung von Fahrzeu-
gen, die Ausrüstung der Fahrzeugbenützer und 
die gegenseitige Anerkennung damit zusam-
menhängender Prüfungen abschliessen. Das 
Eidgenössische Departement für Umwelt, Ver-
kehr, Energie und Kommunikation kann Ände-
rungen technischer Regelungen zu solchen 
Verträgen übernehmen, wenn das schweizeri-
sche Recht nicht angepasst werden muss. Es 
kann auch Änderungen der Anlagen des Euro-
päischen Übereinkommens vom 30. Septem-
ber 1957 über die internationale Beförderung 
gefährlicher Güter auf der Strasse überneh-
men.
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g.	 der Bau und die Ausrüstung von Fahrzeu-
gen, die Ausrüstung der Fahrzeugbenützer 
und die gegenseitige Anerkennung damit 
zusammenhängender Prüfungen.

2 Er kann Änderungen der folgenden Überein-
kommen genehmigen: 
 

a.	 Übereinkommen vom 8. November 196819 
über den Strassenverkehr;

b.	 Europäisches Zusatzübereinkommen vom 
1. Mai 197120 zum Übereinkommen über 
den Strassenverkehr, das in Wien am 
8. November 1968 zur Unterzeichnung 
aufgelegt wurde;

c.	 Übereinkommen vom 8. November 196821 
über Strassenverkehrszeichen;

d.	 Europäisches Zusatzübereinkommen vom 
1. Mai 197122 zum Übereinkommen über 
Strassenverkehrszeichen, das in Wien am 
8. November 1968 zur Unterzeichnung 
aufgelegt wurde;

e.	 Übereinkommen vom 20. März 195823 der 
Vereinten Nationen über die Annahme 
harmonisierter technischer Regelungen für 
Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegenstände 
und Teile, die in Radfahrzeuge eingebaut 
oder dafür verwendet werden können, und 
die Bedingungen für die gegenseitige Aner-
kennung von Genehmigungen, die nach 
diesen Regelungen erteilt wurden;

f.	 Europäisches Übereinkommen vom 30. 
September 195724 über die internationale 
Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Strasse;

19	  SR 0.741.10
20	  SR 0.741.101
21	  SR 0.741.20
22	  SR 0.741.201
23	  SR 0.741.411
24	  SR 0.741.621

(Minderheit (Wobmann, ...))(Mehrheit)
3 Der Bundesrat kann mit ausländischen Staa-
ten Verträge über den gegenseitigen Aus-
tausch von Fahrzeughalter-, Fahrberechti-
gungs- und Motorfahrzeugdaten sowie die 
Vollstreckung von Geldstrafen oder Bussen bei 
Widerhandlungen gegen Strassenverkehrsvor-
schriften abschliessen. Die Verträge können 
vorsehen, dass nicht vollstreckbare Geldstra-
fen oder Bussen in Freiheitsstrafen umgewan-
delt werden.

2 ... 
          ... genehmigen, nachdem er vorgängig 
die zuständigen parlamentarischen Kommissio-
nen konsultiert hat:

4 Der Bundesrat kann mit dem Fürstentum 
Liechtenstein Verträge über die Nutzung des 
IVZ abschliessen.
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g.	 Europäisches Übereinkommen vom 1. Juli 
197025 über die Arbeit des im internationa-
len Strassenverkehr beschäftigten Fahrper-
sonals.

3 Er kann Änderungen von Anhang 1 des Ab-
kommens vom 21. Juni 199926 zwischen der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft und der 
Europäischen Gemeinschaft über den Güter- 
und Personenverkehr auf Schiene und Strasse 
genehmigen, um die Entwicklungen der ent-
sprechenden Rechtsvorschriften der Europäi-
schen Union zu berücksichtigen. Zudem kann 
er für Fahrzeuge mit alternativem Antrieb zu-
sätzlich zu den Ausnahmen von der Gewichts-
begrenzung in Anhang 6 des Abkommens 
weitere Ausnahmen genehmigen, sofern diese 
auf das für die alternative Antriebstechnik erfor-
derliche Mehrgewicht begrenzt sind. 
 

4 Er kann die Zuständigkeit zur Änderung von 
Verträgen nach den Absätzen 1 und 2 an das 
ASTRA delegieren. Er berücksichtigt dabei die 
Tragweite der Änderungen. 
 

II

Das Bundesgesetz vom 18. März 201627 über 
die Ermächtigung des Bundesrates zur Geneh-
migung von Änderungen des Europäischen 
Übereinkommens vom 1. Juli 1970 über die 
Arbeit des im internationalen Strassenverkehr 
beschäftigten Fahrpersonals wird aufgehoben.

25	  SR 0.822.725.22
26	  SR 0.740.72
27	  AS 2016 3237

(Minderheit (Wobmann, ...))(Mehrheit)

3 .. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                              ... begrenzt sind, nachdem 
er vorgängig die zuständigen parlamentari-
schen Kommissionen konsultiert hat.
4 ... 
 
 
             ... der Änderungen, nachdem er vor-
gängig die zuständigen parlamentarischen 
Kommissionen konsultiert hat.
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III
Das Ordnungsbussengesetz vom 18. März 
201628 wird wie folgt geändert:

Art. 7 Abs. 1

1 Wird die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeug-
führer nicht anlässlich der Widerhandlung ge-
gen das SVG29, die gestützt darauf erlassenen 
Verordnungen oder das NSAG30 angetroffen 
oder angehalten, so wird die Busse der im 
Fahrzeugausweis als Fahrzeughalterin oder 
Fahrzeughalter eingetragenen natürlichen oder 
juristischen Person auferlegt.

28	  SR 314.1
29	  SR 741.01
30	  SR 741.71

Art. 7	 Haftung der Fahrzeughalterin 
oder des Fahrzeughalters

¹ Wird die Fahrzeugführerin oder der Fahrzeug-
führer nicht anlässlich der Widerhandlung ge-
gen das SVG, die gestützt darauf erlassenen 
Verordnungen oder das NSAG angetroffen 
oder angehalten, so wird die Busse der im 
Fahrzeugausweis eingetragenen Fahrzeughal-
terin oder dem im Fahrzeugausweis eingetra-
genen Fahrzeughalter auferlegt.
² Der Halterin oder dem Halter wird die Busse 
schriftlich eröffnet. Sie oder er kann sie inner-
halb von 30 Tagen bezahlen.
³ Bezahlt die Halterin oder der Halter die Busse 
nicht innerhalb der Frist, so wird ein ordentli-
ches Strafverfahren durchgeführt.
⁴ Nennt die Halterin oder der Halter den Namen 
und die Adresse der Person, welche die Wider-
handlung begangen hat, so wird gegen diese 
das Verfahren nach den Absätzen 2 und 3 
durchgeführt.
⁵ Kann mit verhältnismässigem Aufwand nicht 
festgestellt werden, wer die Widerhandlung 
begangen hat, so erhält die Halterin oder der 
Halter eine Frist von 30 Tagen, um die Busse 
zu bezahlen, es sei denn, sie oder er macht im 
ordentlichen Strafverfahren glaubhaft, dass das 
Fahrzeug gegen ihren oder seinen Willen be-
nutzt wurde und dies trotz entsprechender 
Sorgfalt nicht verhindert werden konnte.
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IV

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

IV

Minderheit (Schlatter, Aebischer Matthias, 
Christ, Graf-Litscher, Pasquier, Piller Carrard, 
Schaffner, Storni, Töngi, Trede)

Mehrheit

³ Artikel 16e der Änderung vom 15. Juni 2012 
wird mit der vorliegenden Änderung in Kraft 
gesetzt.
(Siehe Ziff. I Art. 16e)
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